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Verfahrensstand / PFV und Beschreibung des Vorhabens Fraport 
 
Das Ausbauvorhaben hat zwei wesentliche Planungsschritte: das 
Raumordnungsverfahren (ROV) (abgeschlossen mit der „landesplanerischen 
Beurteilung“) und das jetzt anstehende und entscheidende Planfeststellungsverfahren 
(PFV), das sich wiederum zweifach unterteilt in das abgeschlossene Scopingverfahren (2. 
Stufe für das PFV) und das eigentliche PFV. 
Die PF-Unterlagen wurden von Fraport mit Beginn vom 09.09.2003 bei der 
verfahrensdurchführenden Behörde – RP Darmstadt – eingereicht. Mit Schreiben vom 
14.12.2004 hat das RP Darmstadt die öffentliche Auslegung und die Anhörung der 
Beteiligten eingeleitet. Die öffentliche Auslegung der PF-Unterlagen findet vom 
17.01.2005 bis zum 16.02.2005 statt. Nach den Vorschriften des Luftverkehrsgesetzes 
(LuftvG) in Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) kann die Stadt 
Offenbach bis zum 02.03.2005 Einwendungen gegen das Vorhaben vorbringen und eine 
Stellungnahme bis zum 04.04.2005 abgeben. 
 
Dabei ist die Stellungnahme eine Beteiligung der Stadt Offenbach als Träger öffentlicher 
Belange, aus der keine Rechte abgeleitet werden können. Bei den Einwendungen wird 
die Stadt Offenbach wie ein privater Einwender behandelt und muss ihre Betroffenheit 
öffentliche Einrichtungen, Einschränkung der kommunalen Planungshoheit, fiskalische 
Betroffenheit, etc.) bis zum 02.03.2005 beim RP-Darmstadt als Verfahrensbehörde 
einreichen.  
 
Die Stadt Offenbach hat zum Flughafen Klagen eingereicht, wobei für das PFV die 
gewonnene Klage gegen die Zielaussage zum Ausbau des Flughafens FRA im 
Landesentwicklungsplan (LEP) sowie die noch zur Revision anhängigen Klagen zum 
Regionalplan (RPS2000) und zum „Nachtflugverbot / Status-quo des Flughafens“ im 
Zusammenhang mit dem PFV weiterhin wichtig sind. – Gegen das 
Planfeststellungsverfahren kann erst nach ergangenem Planfeststellungsbeschluss (durch 
die Planfeststellungsbehörde – HMWVL) geklagt werden. 
 
Einen Überblick über die von Fraport beantragte „Planfeststellung der baulichen Anlagen“ 
und über „betriebliche Regelungen“ gibt A, Antragsteil A2, Antragsbegründung im Ordner 
1. Hier wird auch das beantragte Nachtflugverbot dargestellt und begründet. Dem im 
Ordner 1 nachfolgenden Planteil A2, Anlage 1, Maßnahmekonzept zu 
Geräuscheinwirkungen sind die von Fraport verfolgten Lärmschutzziele zu entnehmen. 
Einen weiteren Überblick vermittelt in Ordner 3, B, Planteil B0, „Übergreifende Aspekte“. – 
Die allgemeinverständliche Zusammenfassung der Umweltverträglichkeitsstudie gemäß 
§6 UVPG ist in Ordner 35 enthalten. 
 
Die Darstellungen von Fraport werden auf den nachfolgenden Seiten nochmals anhand 
einzelner Folien von Fraport (Quelle: öffentl. Themendialog „Planfeststellungsverfahren“ in 
Frankfurt-Goldstein am 09.07.03, Vortrag H. Ammann, Fraport) grafisch verdeutlicht. 
Dabei sind die zeitlichen Vorstellungen inzwischen fortgeschrieben worden auf der 
Grundlage der Presseinformation von Min. Riehl vom 25.05.2004 (rote Einträge). 
Dennoch handelt es sich um Wunschvorstellungen von Fraport, die unter dem Vorbehalt 
des Verfahrens und gerichtlicher Auseinandersetzungen stehen. Ebenfalls ist darauf zu 
verweisen, dass nicht alle erforderlichen Genehmigungen abschließend mit dem 
Planfeststellungsbeschluss ergehen. 
 
Die gesamten Unterlagen umfassen 60 Aktenordner. 














